
www.proge.at

Mutproben auf Bahnanlagen?
Fix nicht! 
Auch nicht für die Follower.

GEWETTET
GEWETTET
GEPLÄTTET

passaufdichauf.at

Asphaltierer Wien
1. Mai 2025

KOLLEKTIVVERTRAG



KOLLEGINNEN UND KOLLEGEN!

Das bedruckte Papier, das ihr mit diesem Kollektivvertrag in Händen 
haltet, ist sehr viel mehr wert, als es auf den ersten Blick scheint: Es 
bedeutet geregelte Einkommen und faire Arbeitsbedingungen für alle 
Arbeiterinnen und Arbeiter in vielen Branchen. Es schafft außerdem 
für die Betriebsrätinnen und Betriebsräte die Möglichkeit, zusätzlich 
maßgeschneiderte Betriebsvereinbarungen abzuschließen.

Was auf diesen Seiten geschrieben steht, ist Ergebnis gemeinsamer 
Verhandlungen der Gewerkschaft PRO-GE und der Betriebsrätinnen 
und Betriebsräte der einzelnen Branchen mit den jeweiligen 
Verhandlungsteams der Unternehmen. Bei diesen Verhandlungen, 
die jedes Jahr aufs Neue stattfinden, zeigt sich immer wieder: Je 
stärker eine Gewerkschaft ist – also je mehr Mitglieder es in einer 
Branche gibt – umso erfolgreicher können wir verhandeln. Weil viele 
Mitglieder das Ass im Ärmel der Gewerkschaften sind!  

Auch jene Kolleginnen und Kollegen, die nicht Mitglieder einer 
Gewerkschaft sind, kommen in den Genuss von Lohnerhöhungen 
und Verbesserungen bei den Arbeitsbedingungen. Wenn wir sie 
dafür gewinnen können, uns ebenfalls mit ihrer Stärke bei den 
Verhandlungen zu unterstützen, hat das für uns alle Vorteile! Denn wir 
könnten noch stärker verhandeln, wenn wir noch mehr wären – und 
das ist wohl das beste Argument, um viele Kolleginnen und Kollegen 
davon zu überzeugen, Mitglied der Gewerkschaft zu werden!

Der Bundesvorstand der Gewerkschaft PRO-GE.
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KOLLEKTIVVERTRAG
abgeschlossen zwischen der Landesinnung Wien der Bauhilfsgewerbe ei-
nerseits und dem Österreichischen Gewerkschaftsbund, Gewerkschaft
der Chemiearbeiter andererseits, zur Regelung der Arbeitsbedingungen
für die Arbeiterschaft in den Asphalt-, Abdichter- und Schwarzdeckerbe-
trieben in Wien

I. GELTUNGSBEREICH

Dieser Kollektivvertrag gilt:

1. Räumlich: Für das Bundesland Wien.

2. Fachlich: Für alle Betriebe der Berufsgruppe Asphaltierer, Schwarz-
decker und Abdichter gegen Feuchtigkeit mit dem Sitz in Wien.

3. Persönlich: Für alle in den unter 2. genannten Betrieben beschäftigten
Arbeiter, einschließlich der Lehrlinge, mit Ausnahme der kaufmänni-
schen Lehrlinge.

II. GELTUNGSDAUER

Der Kollektivvertrag tritt am 1. Mai 1993 in Kraft und kann von jeder der ver-
tragsschließenden Organisationen unter Einhaltung einer Kündigungsfrist
von zwei Monaten mittels eingeschriebenen Briefes gekündigt werden.
Gleichzeitig wird der Kollektivvertrag vom 2. November 1988 mit 30. April
1993 außer Kraft gesetzt.

III. NORMALARBEITSZEIT

Die normale wöchentliche Arbeitszeit beträgt 39 Stunden.

Die Arbeitszeit wird im Allgemeinen auf fünf aufeinanderfolgende Werkta-
ge aufgeteilt.

Die regelmäßige wöchentliche Normalarbeitszeit kann bis zu 40 Stunden
ausgedehnt werden. Zur Erreichung der kollektivvertraglichen wöchentli-
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chen Normalarbeitszeit von 39 Stunden hat der Zeitausgleich in ganzen
Tagen zu erfolgen.

Der Zeitausgleich hat innerhalb eines Durchrechnungszeitraumes zu erfol-
gen. Bei einem Durchrechnungszeitraum von mehr als 13 Wochen bis zu
höchstens 52 Wochen (1 Jahr) ist zur Festlegung eine Betriebsvereinba-
rung und dort, wo kein Betriebsrat besteht, eine schriftliche Einzelverein-
barung notwendig.

Die Differenz zwischen der durchschnittlichen wöchentlichen Normalar-
beitszeit und der kollektivvertraglichen wöchentlichen Normalarbeitszeit
(39 Stunden) ist durch Zeitausgleich in ganzen Tagen auszugleichen.
Steht die Lage des Zeitausgleiches nicht von vornherein durch Vereinba-
rung fest, ist der Zeitpunkt der Konsumation im Einvernehmen zwischen
Arbeitgeber und Arbeitnehmer festzulegen. Im Fall der Nichteinigung hat
der Zeitausgleich vor Ende des Durchrechnungszeitraumes zu erfolgen,
wobei in diesem Fall bei Urlaub, Feiertag und bezahlter Arbeitsverhinde-
rung vor Ende des Durchrechnungszeitraumes der Zeitausgleich unmittel-
bar vor- oder nachher zu erfolgen hat. Ist dies aus wichtigen Gründen im
Sinne des § 20 AZG nicht möglich, kann er in die nächste Lohnabrech-
nungsperiode vorgetragen werden.

Ist die Lage des Zeitausgleiches nicht im voraus festgelegt, entsteht für die
Tage des Gebührenurlaubes kein Anspruch auf Zeitausgleich (d.h. keine
Zeitgutschrift für Zeitausgleich).

Kann der Zeitausgleich aus Gründen, die aufseiten des Arbeitgebers lie-
gen, nicht erfolgen, ist mit Ablauf des vereinbarten Durchrechnungszeit-
raumes die über 39 Stunden pro Woche geleistete Zeit als Überstunde
zu werten und zu bezahlen; in den übrigen Fällen der Stundenlohn ohne
Überstundenzuschlag.

Mit Ausnahme von einvernehmlich vereinbartem Urlaub, Feiertagen und
Ersatzruhe gemäß Arbeitsruhegesetz bleibt in allen Fällen einer bezahlten
und unbezahlten Dienstverhinderung eine bereits getroffene zeitliche
Festlegung von Zeitausgleich aufrecht. Ein festgelegter Zeitausgleich gilt
in diesen Fällen als konsumiert.
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Die Aufteilung der wöchentlichen Arbeitszeit sowie eine Änderung der fest-
gesetzten Arbeitszeit erfolgt im Einvernehmen zwischen Arbeitgeber und
Betriebsrat.

Vor Arbeitsschluss sind den Arbeitnehmern 5 Minuten zum Reinigen ein-
zuräumen. Zum Putzen und Reinigen der Maschinen wird den Maschinis-
ten die notwendige Arbeitszeit nach Arbeitsschluss eingeräumt und die
aufgewendete Arbeitszeit bis zu einer halben Stunde täglich zum Normal-
stundenlohn, weiterer Zeitaufwand als Überstunde, bezahlt. Wird die Putz-
arbeit während der normalen Arbeitszeit geleistet, entfällt die Bezahlung
einer Putzarbeit.

Fallen der 24. und 31. Dezember auf einen normalen Arbeitstag, so ist die-
ser Tag unter Fortzahlung des Entgeltes arbeitsfrei.

Erfordern zwingende betriebliche Gründe ein Arbeiten an diesen Tagen,
so sind diese Stunden mit einem Aufschlag von 100 Prozent zu vergüten.

1. Zulassung einer Arbeitszeiteinteilung

a) Gemäß AZG § 4 Abs. 9 wird zugelassen, dass innerhalb eines Zeitrau-
mes von zwei Wochen die Arbeitszeit durch Betriebsvereinbarung bzw.
in Betrieben ohne Betriebsrat durch gleichlautende Einzelvereinbarun-
gen so verteilt werden kann, dass im wöchentlichen Durchschnitt die
Normalarbeitszeit von 39 Stunden nicht überschritten wird. Die Arbeits-
zeiteinteilung muss den Arbeitnehmern spätestens 2 Wochen vor Be-
ginn des Durchrechnungszeitraumes bekanntgemacht werden.

b) Im Fall einer Arbeitszeiteinteilung nach lit. a) hat der Durchrechnungs-
zeitraum von 2 Wochen aus einer Woche mit 5 Arbeitstagen („Lange
Woche”, Arbeitstage Montag bis Freitag) und einerWochemit 4 Arbeits-
tagen („Kurze Woche“, Arbeitstage Montag bis Donnerstag) zu beste-
hen.
Die Festlegung von Normalarbeitszeit für den Freitag der kurzen Wo-
che und für den Samstag ist zulässig.

c) Für die Arbeitszeiteinteilung beträgt die Obergrenze der wöchentlichen
Normalarbeitszeit 44 Stunden und die Untergrenze 36 Stunden. Die
Möglichkeit einer Einarbeitung nach AZG § 4 Abs. 3 bleibt aufrecht. Ei-
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ne Überstunde liegt vor, wenn die betrieblich festgelegte wöchentliche
Normalarbeitszeit gemäß 1. Satz überschritten wird.

2. Arbeitsrechtliche Absicherung

Wird eine Vereinbarung nach Punkt III, 1. getroffen, so gilt in Ergänzung zu
den bestehenden gesetzlichen und kollektivvertraglichen Bestimmungen
Folgendes:

a) Zuschlagsentrichtung zur BUAK
Der Arbeitgeber hat einen Zuschlag zu BUAK für die kurze und die lan-
ge Woche auch dann zu entrichten, wenn im Durchrechnungszeitraum
von 2 Wochen mindestens 62 Stunden an Beschäftigungszeiten er-
reicht werden.

b) Feiertagsentgelt
Fällt ein Feiertag auf einen Freitag, so ist die Vereinbarung über einen
Durchrechnungszeitraum bzw. mehrere Durchrechnungszeiträume so
zu gestalten, dass in dieser Kalenderwoche eine langeWoche vorgese-
hen wird.

c) Überstunden
Entfällt in einem Durchrechnungszeitraum die Arbeitsleistung in der
kurzenWoche wegen des Verbrauchs von Urlaub oder der Beendigung
des Arbeitsverhältnisses durch Kündigung des Arbeitgebers, unver-
schuldete Entlassung, berechtigten Austritt des Arbeitnehmers oder
einvernehmliche Auflösung, so gebührt für jene Stunden der langen
Woche, die die gesetzliche Normalarbeitszeit von 40 Stunden (ab
1. Mai 1994: 39 Stunden) überschreiten, Überstundenbezahlung. Dies
gilt für den Fall des Urlaubsverbrauchs nicht, wenn durch gemeinsame
Betrachtung mit dem unmittelbar vorangehenden oder anschließenden
Durchrechnungszeitraum, wobei jede Urlaubswoche mit 40 Stunden
(ab 1. Mai 1994: 39 Stunden) zu bewerten ist, eine durchschnittliche
wöchentliche Arbeitszeit von 40 Stunden (ab 1. Mai 1994: 39 Stunden)
nicht überschritten wird.
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IV. ÜBERSTUNDEN-, SONN- UND FEIERTAGSARBEIT

a) Überstundenarbeit

Als Überstunde gilt jene Arbeitszeit, welche über das Ausmaß der wö-
chentlichen Normalarbeitszeit unter Berücksichtigung der vereinbarten
täglichen Arbeitszeit hinausgeht. Die 40. Stunde ist bis zum 30. April
1994 zuschlagsfrei und wird mit dem Normalstundenlohn vergütet.

Das Ausmaß der Verkürzung der wöchentlichen Normalarbeitszeit (bei
bisher 40 Stunden 1 Stunde in jeder Woche) ist Mehrarbeit; diese Mehr-
arbeit wird auf das erlaubte Überstundenausmaß nicht angerechnet.
Dieser Grundsatz gilt auch bei anderer Verteilung der Normalarbeits-
zeit.

Sind aus betrieblichen Gründen Überstunden notwendig, so sind sie im
gesetzlichen Rahmen zu leisten. Es ist mit dem Betriebsrat das Einver-
nehmen herzustellen.

b) Sonn- und Feiertagsarbeit
Für Arbeiten und Entgeltanspruch an Feiertagen gelten die Bestimmun-
gen des Feiertagsruhegesetzes in der jeweiligen Fassung.
Als gesetzliche Feiertage gelten derzeit:

1. Jänner 15. August
6. Jänner 26. Oktober
Ostermontag 1. November
1. Mai 8. Dezember
Christi Himmelfahrt 25. Dezember
Pfingstmontag 26. Dezember
Fronleichnam

Der Karfreitag gilt für Angehörige der evangelischen Kirche AB und HB,
altkatholischen und Methodistenkirche als Feiertag.

Sollten einzelne Feiertage durch Gesetz aufgehoben oder neu einge-
führt werden, so ist dies auch für diesen Kollektivvertrag verbindlich.

Arbeitnehmer, die an dem Arbeitstag vor oder nach einem Feiertag der
Arbeit unentschuldigt fernbleiben, erhalten für den Feiertag ein Entgelt

7



nur dann, wenn ein Verhinderungsgrund im Sinne des Abschnittes X.
dieses Kollektivvertrages nachgewiesen wird.

V. ENTLOHNUNG

Die Entlohnung besteht aus dem Kollektivvertragsstundenlohn und allen
sonstigen kollektivvertraglich oder betrieblich vereinbarten Zulagen. Bei
bargeldloser Lohnauszahlung (wenn von der Firma verlangt) müssen die
Lohngelder am Auszahlungstag tatsächlich überwiesen sein.

Die als Beilage diesem Rahmenkollektivvertrag angeschlossene Lohnord-
nung und alle künftigen, den lohnrechtlichen Teil betreffenden Kollektivver-
träge bilden einen integrierenden Bestandteil dieses Kollektivvertrages.

Nachtarbeitszulage
Bei Nachtarbeit wird den beteiligten Arbeitnehmern für die in der Zeit von
22 Uhr bis 6 Uhr früh geleistete Arbeit ein Zuschlag von 25 Prozent des kol-
lektivvertraglichen Stundenlohnes ihrer Kategorie bezahlt.

Die Verlegung der Normalarbeitszeit in die Zeit von 22 Uhr bis 6 Uhr früh ist
nur dann möglich, wenn dies für eine ganze Arbeitswoche erfolgt.

Änderungen der Nachtschicht können nur im Einvernehmen mit dem Be-
triebsrat geregelt werden.

Die normale Arbeitszeit während der Nacht wird garantiert.

Akkordlöhne und Leistungszulagen
Die Vergebung von Akkord- und Leistungsarbeit ist im Einvernehmen mit
dem Betriebsrat festzulegen bzw., wo ein solcher nicht besteht, mit den da-
von betroffenen Arbeitnehmern unter Beachtung der gesetzlichen Bestim-
mungen insofern, als sich bei normaler Arbeitsleistung ein Verdienst erge-
ben muss, der über dem Kollektivvertragsstundenlohn liegt.

Eine Änderung festgesetzter und über einen längeren Zeitraum bestehen-
der Akkorde kann von beiden Teilen nur nach vorhergehender Ankündi-
gung unter Einhaltung einer Frist von einer Woche erfolgen.

Lohngarantie für langjährige Arbeitnehmer
Für Arbeitnehmer, die das 55. Lebensjahr erreicht haben, gilt nach einer
ununterbrochenen Betriebszugehörigkeit von 15 Jahren und darüber, wo-
bei saisonbedingte Unterbrechungen, die in der Zeit zwischen 1. Novem-
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ber und 1. März des folgenden Kalenderjahres nicht länger als 120 Tage
dauern, anzurechnen sind, folgende Regelung:
Bei einer Versetzung auf niedriger bezahlte Arbeitsplätze erhalten diese
Arbeitnehmer, falls der neue Arbeitsplatz auch kollektivvertragslohnmäßig
niedriger bewertet ist, ihren bisherigen höheren Kollektivvertragslohn wei-
terbezahlt.

ENTLOHNUNG der SONN-, FEIERTAGS- und ÜBERSTUNDEN-
ARBEIT

Sonntagsarbeit
Sonntagsarbeit wird mit einem Aufschlag von 100 Prozent auf den Normal-
stundenlohn entlohnt.

Feiertagsarbeit
Für die an gesetzlichen Feiertagen geleistete Arbeit gebührt außer dem re-
gelmäßigen Entgelt auch noch das auf die geleistete Arbeit entfallende
Entgelt.

Mehrarbeit
Mehrarbeit gemäß Punkt IV. a) wird mit einem Aufschlag von 50 % auf den
Normalstundenlohn entlohnt.

Überstundenarbeit an Werktagen
Überstunden über die normale tägliche Arbeitszeit hinaus werden bis
20 Uhr mit einem Aufschlag von 50 Prozent, von 20 Uhr bis 6 Uhr früh
mit einem Aufschlag von 100 Prozent auf den Normalstundenlohn ent-
lohnt.

Überstunden an Sonn- und Feiertagen
An Sonntagen geleistete Überstunden, das sind jene Stunden, die über die
täglich vereinbarte, übliche Arbeitszeit an Werktagen hinausgehen, sind
mit einem Aufschlag von 200 Prozent auf den Normalstundenlohn zu ent-
lohnen.

Überstunden an gesetzlichen Feiertagen werden mit einem Aufschlag von
100 Prozent auf den Normalstundenlohn entlohnt. Als Überstunde an ge-
setzlichen Feiertagen gilt jene Arbeitszeit, welche die für den betreffenden
Werktag festgesetzte normale Arbeitszeit übersteigt.
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VI. TRENNUNGSGELD, ÜBERNACHTUNGSGELD,
FAHRZEITVERGÜTUNG, HEIMFAHRTEN UND WEGGELD

Trennungsgeld wird bei Arbeiten außerhalb Wiens, bei der dem Arbeiter
eine tägliche Rückkehr von der Arbeitsstelle nach Wien nicht zugemutet
werden kann, für jeden Tag, auch an Sonn- und Feiertagen, an denen er
auswärts übernachten muss, in der Höhe von 135 Prozent des kollektiv-
vertraglichen Lohnsatzes für Asphalt-Hilfsstreicher bezahlt.

Übernachtungsgeld gebührt neben dem Trennungsgeld jenen Arbeitneh-
mern, die kein Naturalquartier beigestellt erhalten, imAusmaß von 108 Pro-
zent des kollektivvertraglichen Lohnsatzes für Asphalt-Hilfsstreicher je
Nächtigung. Sind die Quartierkosten höher, so werden diese gegen Nach-
weis vergütet.

Quartier darf, wenn es der Arbeitgeber bezahlen soll, nur im Einvernehmen
mit dem Arbeitgeber bezogen und muss mit der Rechnung des Quartierge-
bers nachgewiesen werden.

Die Betriebsinhaber einerseits und die Betriebsräte andererseits werden
ausdrücklich ermächtigt, zur Regelung von Trennungsgeld und Übernach-
tungsgeld Betriebsvereinbarungen (§ 29 ArbVG) abzuschließen.

Fahrzeitvergütung
Die tatsächliche Fahr-(Reise-)zeit zu oder von einem außerhalb Wiens ge-
legenen Arbeitsort wird mit dem normalen Stundenlohn entlohnt.
Bei Beendigung der Arbeit an einem außerhalb Wiens gelegenen Arbeits-
ort hat der Arbeitnehmer den nächsten erreichbaren Zug zur Rückkehr
nach Wien zu benützen.

Heimfahrten
Bei Arbeiten in Entfernungen bis zu 70 km hat der Arbeitnehmer Anspruch
auf eine Heimfahrt nach dem Wohnort nach jeweils 14 Tagen, bei solchen
über 70 km Entfernung nach jeweils 28 Tagen.
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VII. VERGÜTUNG DER AUSSETZZEITEN UND
REGENTAGE

Über die Wintermonate sind die Arbeitnehmer nach Tunlichkeit anderwei-
tig zu beschäftigen. Arbeitnehmer, die eine solche Beschäftigung ableh-
nen, verlieren jeden Anspruch auf Vergütung der Aussetzzeit.

Die durch Witterungseinflüsse in Wien verloren gegangene Arbeitszeit
wird mit 60 Prozent des Normalstundenlohnes vergütet.

Die durch Witterungseinflüsse auf Baustellen außerhalb Wiens verloren
gegangene Arbeitszeit wird mit 75 Prozent des Normalstundenlohnes un-
ter der Voraussetzung vergütet, dass der Bauherr die Aussetzzeit bestä-
tigt.

Muss der Arbeitnehmer über Anordnung des Arbeitgebers oder der örtli-
chen Bauleitung bei Schlechtwetter an der Arbeitsstelle warten, dann ist
ihm die bestätigte Wartezeit zum vollen Normalstundenlohn zu bezahlen.
Der Rest auf die tägliche Normalarbeitszeit ist in Wien mit 60 Prozent, au-
ßerhalb Wiens mit 75 Prozent des Stundenlohnes zu berechnen.

Wenn, durch Witterungseinflüsse bedingt, die Arbeit an den Baustellen
nicht durchgeführt werden kann, dann können die Arbeitnehmer gegen Er-
satz allfällig auflaufender Spesen und unter Fortzahlung des vollen Lohnes
zu anderen entsprechenden betriebsbedingten Arbeiten herangezogen
werden.

Arbeitnehmer, welche eine solche Beschäftigung ablehnen, verlieren den
Anspruch auf Vergütung der Aussetzzeit laut den Bestimmungen des Ab-
schnittes VII. dieses Kollektivvertrages.

VIII. BEISTELLUNG VON RUCKSÄCKEN,
ARBEITSKLEIDERN, ENTSCHÄDIGUNG FÜR

WERKZEUGE USW.

Fach-Vorarbeiter, Fach-Vizevorarbeiter, Asphaltierer-Vorarbeiter, Schwarz-
decker-Vorarbeiter, Asphalt-Hilfsstreicher, Schwarzdecker-Hilfsstreicher er-
halten nach mindestens sechsmonatiger ununterbrochener Betriebszuge-
hörigkeit einen Rucksack zum Transport ihrer Werkzeuge. Die Abnützungs-
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dauer des Rucksackes ist nicht begrenzt und die Zuteilung (Neuzuteilung)
eines solchen erfolgt nur nach Rückgabe des nicht mehr reparaturfähigen
alten Rucksackes.

Arbeitnehmer haben nach ununterbrochener sechsmonatiger Betriebszu-
gehörigkeit erstmalig Anspruch auf Beistellung einer Arbeitshose. In der
Folge erhalten solche Arbeiter nach weiteren sechs Monaten einen Ar-
beitsanzug, bestehend aus Hose und Bluse und nach abermals sechs Mo-
naten eine Arbeitshose. Dieser Vorgang wiederholt sich dann in der glei-
chen Form alle sechs Monate.

Vorarbeiter erhalten wie bisher alle sechs Monate einen Arbeitsanzug. Die
Anzüge und Rucksäcke bleiben Firmeneigentum und sind nach Auflösung
des Dienstverhältnisses zurückzustellen.

Wenn die Firma keineWerkzeuge und Säcke (Fetzen für Schuhe) beistellt,
erhalten die Schwarzdecker-Vorarbeiter und qualifizierte Schwarzdecker
einen Stundenlohn als Pauschalentschädigung einmal im Monat für die
von ihnen nachweisbar beigebrachten Werkzeuge und Säcke.

IX. WEIHNACHTSREMUNERATION

Alle am 1. Dezember mindestens durch ein Jahr im Betrieb beschäftigten
Arbeitnehmer erhalten eine Weihnachtsremuneration im vollen Ausmaß
von 160 Normalstundenlöhnen.
Im Laufe eines Kalenderjahres ein- oder austretende Arbeitnehmer erhal-
ten nach ununterbrochener Betriebszugehörigkeit von 2 Wochen den ali-
quoten Teil (je Woche ein Zweiundfünfzigstel von 160 Normalstundenlöh-
nen), sofern sie nicht unbegründet vorzeitig austreten.
Die Auszahlung der Weihnachtsremuneration erfolgt spätestens am
15. Dezember bzw. bei Beendigung des Dienstverhältnisses.

Alle Arbeitnehmer erhalten zu ihrer erhaltenen Weihnachtsremuneration
pro Woche der Anspruchsberechtigung 1,3 kollektivvertragliche Stunden-
löhne, jedoch nur für jene Wochen, in welchen sie die wöchentliche Nor-
malarbeitszeit (wie Abschnitt III. dieses Kollektivvertrages) eingehalten ha-
ben und nicht unentschuldigt der Arbeit ferngeblieben sind.
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X. KRANKEN- UND UNFALLSENTGELT

Voraussetzung des Entgeltanspruches
Dem Arbeitnehmer wird im Falle einer durch Krankheit oder Unfall herbei-
geführten Dienstverhinderung ein Entgelt bezahlt, sofern er mindestens
14 Tage ununterbrochen im Betrieb beschäftigt ist, die Dienstverhinderung
durch die Krankmeldung bei der Krankenkasse nachgewiesen wird und
die Krankheit oder der Unfall nicht vorsätzlich oder durch Fahrlässigkeit
verschuldet worden ist.
Die Erkrankung oder der Unfall muss dem Dienstgeber spätestens binnen
24 Stunden gemeldet werden.

Für Nachteile, welche dem Arbeitgeber aus einer vom Arbeitnehmer ver-
schuldeten Verspätung der Unfallsmeldung erwachsen, ist letzterer dem
Arbeitgeber haftbar.

Die Ansprüche des Abschnittes X. dieses Kollektivvertrages verkürzen
sich um den Zeitraum, für den Krankenentgelt im Sinne des Entgeltfortzah-
lungsgesetzes gezahlt wird.

Dauer und Höhe des Entgeltes
Arbeitnehmer, die länger als 14 Tage im Betrieb ununterbrochen gearbei-
tet haben, erhalten im Krankheitsfall ein Krankenentgelt in folgender Dauer
und Höhe:
Bei einer ununterbrochenen Betriebszugehörigkeit bis zu einem halben
Jahr in der ersten Krankheitswoche 25 Prozent, bei einer ununterbroche-
nen Betriebszugehörigkeit über ein halbes Jahr bis zu 10 Jahren in der ers-
ten bis dritten Krankheitswoche 25 Prozent, in der vierten bis sechsten
Krankheitswoche 49 Prozent, bei einer ununterbrochenen Betriebszuge-
hörigkeit über 10 Jahre in der ersten bis dritten Krankheitswoche 25 Pro-
zent, in der vierten bis achten Krankheitswoche 49 Prozent des Normal-
stundenlohnes.

Das Krankenentgelt gebührt grundsätzlich nur für jene Stunden der Nor-
malarbeitszeit, die der Arbeitnehmer versäumt hat.

Für Beträge, die der Arbeitnehmer für die Zeit der Verhinderung auf Grund
einer öffentlich-rechtlichen oder privatrechtlichen Versicherung bezieht,
steht dem Arbeitgeber kein Abzugsrecht an dem vorstehenden Entgelt zu.
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Erkrankt ein Arbeitnehmer mehrere Male innerhalb von sechs Monaten, so
hat er, falls durch vorangegangene Erkrankungen das Entgelt noch nicht
erschöpft ist, Anspruch auf die Fortzahlung des Entgeltes bis zu dem sei-
ner Betriebszugehörigkeit entsprechenden Höchstausmaß.

Ist dieses Höchstausmaß gemäß der vorstehenden Tabelle bereits er-
schöpft, so gebührt bei weiteren Erkrankungen nur Entgelt im Ausmaß
von 25 Prozent für die erste Krankheitswoche, vorausgesetzt, dass zwi-
schen dem letzten Tag der vorangegangenen Krankheit und dem Beginn
der neuen Erkrankung ein Zeitraum von vier Wochen liegt.

Das Entgelt in der zweiten und der folgenden Krankheitswoche gebührt
erst wieder nach sechs Monaten, gerechnet vom Tage der Erschöpfung
des normalen Krankenentgeltes.

Unfallentgelt
Ist die Arbeitsunfähigkeit durch einen Betriebs- bzw. Wegunfall hervorge-
rufen, so gebührt Entgelt nach diesem Abschnitt ohne Rücksicht auf die
Dauer der Betriebszugehörigkeit, ungeachtet vorangegangener Entgelt-
zahlungen wegen Erkrankungen.
Im Falle eines neuerlichen Betriebs- bzw. Wegunfalles besteht der An-
spruch auf das Unfallsentgelt, unabhängig davon, ob das Unfallsentgelt
beim zurückliegenden Unfall ausgeschöpft wurde oder nicht.

Der Anspruch auf Krankenentgelt wird durch die Bezahlung eines Unfall-
entgeltes nicht berührt, weder im Zeitausmaß noch der Höhe nach.

Entgelt bei ambulatorischer Behandlung
Bei ambulatorischer Behandlung (Gesundenuntersuchung) erhält der Ar-
beitnehmer für die tatsächlich notwendig versäumten Arbeitsstunden ein
Entgelt in der Höhe des darauf entfallenden Stundenlohnes.
Das Entgelt gebührt nur für solche ambulatorische Behandlung, die nicht
außerhalb der Arbeitszeit erfolgen konnte, und nur dann, wenn sie nicht
ein anderer Arzt hätte ohne oder mit geringerer Arbeitszeitversäumnis vor-
nehmen können.

Andere Entgeltsfälle
Nach 14-tägiger ununterbrochener Beschäftigung im Betrieb hat der Ar-
beitnehmer, wenn er durch wichtige, seine Person betreffende Gründe oh-
ne sein Verschulden in nachstehend genannten Punkten an der Dienst-
leistung verhindert wird, Anspruch auf ein Entgelt in der Höchstdauer der
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Betriebstage(-stunden) einer Woche innerhalb eines Dienstjahres für jede
notwendig versäumte Arbeitsstunde in der Höhe des kollektivvertraglichen
Stundenlohnes. Solche wichtige Gründe sind:
Vorladungen zu Gerichten, Behörden, Sozialversicherungsträgern, Invali-
denamt oder sonstigen öffentlichen Ämtern, wenn es sich um nicht selbst-
verschuldete Angelegenheiten handelt und sich der Arbeitnehmer mit der
amtlichen Vorladung ausweisen kann.

Verkehrsstörungen bei öffentlichen Verkehrsmitteln gegen glaubwürdigen
Nachweis der Verkehrsstörung.

Ausübung des Wahlrechtes.

Klagen bei ordentlichen Gerichten, wenn dem Klagebegehren entspro-
chen wurde, insofern die beklagte Partei nicht zum Ersatz der Prozesskos-
ten und demnach des Verdienstentganges verurteilt wurde.

Plötzlich eingetretene Krankheit oder Unfälle in der engsten Familie des
gemeinsamen Haushaltes, sofern einwandfrei nachgewiesen wird, dass
der betreffende Arbeitnehmer zur persönlichen Hilfeleistung unbedingt
notwendig war.

Bei nachfolgend angeführten Ereignissen gebührt Freizeit in folgen-
dem Ausmaß:
Bei eigener Trauung ... . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 2 Arbeitstage
Bei Entbindung der Gattin (Lebensgefährtin) .. . . . . . . . . . . . . . . . 1 Arbeitstag
Übersiedlung mit eigenem Haushalt . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 1 Arbeitstag
Bei Tod des Ehegatten oder des Lebensgefährten wenn er
mit dem Arbeitnehmer im gemeinsamen Haushalt lebte .. . 3 Arbeitstage
Bei Tod der Eltern (Zieheltern), der Kinder (Ziehkinder) oder
Enkelkinder, die mit dem Arbeitnehmer im gemeinsamen
Haushalt lebten .. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 2 Arbeitstage
Beim Tod der Eltern (Zieheltern), der Kinder (Ziehkinder)
oder Enkelkinder, die mit Arbeitnehmer nicht im gemeinsa-
men Haushalt lebten, Geschwister, Schwiegereltern und
Großeltern ... . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 1 Arbeitstag
Bei Trauung eigener ehelicher Kinder auf Basis des kollek-
tivvertraglichen Stundenlohnes ... . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 1 Arbeitstag
Bei den Dienstverhinderungen durch Todesfall gebührt, wenn das Begräb-
nis außerhalb desWohnortes des Arbeitnehmers stattfindet, außerdem die
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notwendige Freizeit für die Hin- und Rückfahrt zum Begräbnisort im
Höchstausmaß eines weiteren Arbeitstages.

Ein Entgelt gebührt nicht, wenn durch Gesetz, Verordnung, Statut oder pri-
vatrechtlichen Vertrag eine Entschädigung anderwärts vorgesehen oder
die Verhinderung auf eine ehrenamtliche Funktion zurückzuführen ist.

XI. ABFERTIGUNG

Der Anspruch und das Ausmaß der Abfertigung richten sich nach den Be-
stimmungen des Bauarbeiter-Urlaubs- und Abfertigungsgesetzes (BUAG)
1987 in der jeweils geltenden Fassung. (Siehe auch Kollektivvertrag vom
31. August 1988, Reg.Zahl 367/88, Katasterzahl XIV/62/24, betreffend die
Übernahme von kollektivvertraglichen Abfertigungsregelungen und die
Abfertigungs-Pauschalabgeltung.)

XII. KÜNDIGUNG DES DIENSTVERHÄLTNISSES

Das Dienstverhältnis kann beiderseits im ersten Monat seines Bestandes
ohne Einhaltung einer Kündigungsfrist gelöst werden.

Bei Lösung des Dienstverhältnisses beträgt die Kündigungsfrist
a) bei ununterbrochener Beschäftigung bis zu 10 Jahren ... . . . 1 Woche
b) bei ununterbrochener Beschäftigung über 10 Jahre ... . . . . . . 2 Wochen
c) bei ununterbrochener Beschäftigung über 20 Jahren ... . . . . 3 Wochen

Während der Kündigungsfrist ist dem Arbeitnehmer zum Aufsuchen eines
neuen Arbeitsplatzes eine angemessene Freizeit, bei einer Kündigungs-
frist von 1 Woche im Höchstausmaß von 3,5 Stunden, bei einer Kündi-
gungsfrist ab 2 Wochen im Höchstausmaß eines Tages unter Fortzahlung
seines Entgeltes zu gewähren.

XIII. BEGÜNSTIGUNGSKLAUSEL UND VERFALL VON
ANSPRÜCHEN

Bestehende günstigere finanzielle Bestimmungen und Benefizien finanz-
ieller Natur, wenn sie über die in diesem Vertrag festgesetzten Vereinba-

16



rungen hinausgehen, bleiben weiterhin aufrecht, soweit ihnen nicht ge-
setzliche Bestimmungen entgegenstehen und sofern sie nicht durch in die-
sem Vertrag ausdrücklich aufgenommene Vereinbarungen außer Kraft ge-
setzt worden sind.
Sämtliche Ansprüche aus dem Dienstverhältnis müssen bei sonstigem
Verfall innerhalb von vier Monaten nach dem Auszahlungstag jener Lohn-
woche geltend gemacht werden, in der sie entstanden sind.

Wien, am 1. Mai 1999

LANDESINNUNG WIEN DER BAUHILFSGEWERBE

Ing. Friedrich Stangl Karl Matzka

Innungsmeister Innungsgeschäftsführer

ÖSTERREICHISCHER GEWERKSCHAFTSBUND
GEWERKSCHAFT DER CHEMIEARBEITER

Gerhard Linner Dipl.Ing.Dr. Gerald Hirss-Werdisheim

Vorsitzender Bundessekretär

Gottfried Sommer

Fachsekretär
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Anhang 1

KOLLEKTIVVERTRAG

abgeschlossen zwischen der Landesinnung Wien der Bauhilfsgewerbe ei-
nerseits und dem Österreichischen Gewerkschaftsbund, Gewerkschaft
der Chemiearbeiter sowie Gewerkschaft der Bau und Holzarbeiter, ande-
rerseits.

§ 1 Geltungsbereich

1. Räumlich: Für das Bundesland Wien.

2. Fachlich: für alle Betriebe der Berufsgruppe Asphaltierer,
Schwarzdecker und Abdichter gegen Feuchtigkeit mit
dem Sitz in Wien.

3. Persönlich: Für alle Arbeitnehmer einschließlich der Lehrlinge, mit
Ausnahme der Angestellten im Sinne des Angestelltenge-
setzes und der kaufmännischen Lehrlinge.

§ 2 Übernahme von kollektivvertraglichen
Abfertigungsregelungen

Der Kollektivvertrag vom 11. 5. 1988 (Anhang 2), abgeschlossen zwischen
den Bundesinnungen der
Steinmetzmeister,
Dachdecker und Pflasterer,
Hafner,
Glaser,
Maler, Anstreicher und Lackierer,
Bauhilfsgewerbe,
Zimmermeister,
einerseits und dem Österreichischen Gewerkschaftsbund, Gewerkschaft
der Bau- und Holzarbeiter, andererseits, wird vollinhaltlich übernommen.
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§ 3 Außerkrafttreten von kollektivvertraglichen
Abfertigungsregelungen

Die zwischen der Landesinnung Wien der Bauhilfsgewerbe und der Ge-
werkschaft der Chemiearbeiter für den in § 1 Punkt 2 genannten Geltungs-
bereich abgeschlossenen Verträge betreffend Abfertigungsregelungen
treten zum selben Zeitpunkt außer Kraft, in dem die diesen Verträgen zu-
grunde liegenden Abfertigungsverträge, abgeschlossen zwischen der
Bundesinnung der Bauhilfsgewerbe einerseits und der Gewerkschaft der
Bau und Holzarbeiter andererseits, außer Kraft treten.

§ 4 Regelungen betreffend Gemeinsame Einrichtung II

Es werden vollinhaltlich übernommen:

1. Der Kollektivvertrag vom 1. 5. 1983 über die Gemeinsame Einrichtung II
betreffend die Abfertigungs-Pauschalabgeltung (Anhang 3),

2. der Zusatz-Kollektivvertrag zum Kollektivvertrag vom 1. 5. 1983 betref-
fend die Abfertigung-Pauschalabgeltung vom 1. 7. 1988 (Anhang 4),

3. der Anhang zum Zusatz-Kollektivvertrag vom 1. 7.1988 über Richtlinien
betreffend der Unterschiedsbetrag, sowie (Anhang 5),

4. der Zusatz-Kollektivvertrag zum Kollektivvertrag vom 1. 5. 1983 über
die Gemeinsame Einrichtung II betreffend die Abfertigung-Pauschalab-
geltung und die Richtlinien für die Gemeinsame Einrichtung II gem. Kol-
lektivvertrag vom 1. 5. 1983 betreffend Pauschalabgeltung von Abferti-
gungen für den Zeitraum vom 1. 4. 1972 bis 31. 3. 1979 vom 11. 5. 1988
(Anhang 6).

Wien, am 31. August 1988
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Für die
Landesinnung Wien der Bauhilfsgewerbe

Komm.-Rat Dkfm. Hans Vesely Karl Matzka

Innungsmeister Innungssekretär

Für den
Österreichischen Gewerkschaftsbund

Gewerkschaft der Chemiearbeiter

Erwin Holzerbauer Gerhard Linner

Vorsitzender Zentralsekretär

Jürgen Mühlhauser

Fachsekretär

Für den
Österreichischen Gewerkschaftsbund

Gewerkschaft der Bau- und Holzarbeiter

Abg.z.NR Josef Hesoun Johann Driemer

Vorsitzender Zentralsekretär
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Anhang 2

KOLLEKTIVVERTRAG

vom 11. Mai 1988
abgeschlossen zwischen den Bundesinnungen der
Steinmetzmeister,
Dachdecker und Pflasterer,
Hafner,
Glaser,
Maler, Anstreicher und Lackierer,
Bauhilfsgewerbe,
Zimmermeister
einerseits und dem Österreichischen Gewerkschaftsbund, Gewerkschaft
der Bau- und Holzarbeiter, andererseits.

§ 1 Geltungsbereich

1. Räumlich: Für das Gebiet der Republik Österreich.

2. Fachlich: Auf alle Betriebe, deren Inhaber Mitglieder der o. a. Bundes-
innungen sind, mit Ausnahme der Betriebe und selbstständigen Betriebs-
abteilungen

a) des keramischen Gewerbes, sofern sie sich ausschließlich mit der Er-
zeugung keramischer Gegenstände befassen (Österreich),

b) der Gablonzerwaren-Erzeuger sowie der Glasbläser und Glasinstru-
mentenerzeuger (Österreich),

c) der Asphaltierer und Schwarzdecker (Wien).

d) Im Bereich der Berufsgruppen der Brunnenmacher und Tiefbohrbetrie-
be gilt § 2 Abschnitte A bis C nur für das Bundesland Niederösterreich.
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3. Persönlich: Für alle Arbeitnehmer einschließlich der Lehrlinge, mit Aus-
nahme der Angestellten im Sinne des Angestelltengesetzes und der kauf-
männischen Lehrlinge.

§ 2 Abfertigung

ABSCHNITT A
Für alle Bundesinnungen und Berufsgruppen, deren Mitglieder dem Bau-
arbeiter-Urlaubs- und Abfertigungsgesetz, Sachbereich Abfertigung, un-
terliegen, richten sich der Anspruch und das Ausmaß der Abfertigung nach
den Bestimmungen des Bauarbeiter-Urlaubs- und Abfertigungsgesetzes
(BUAG) 1987 in der jeweils geltenden Fassung.

Aufgrund des § 13 d) Abs. 4 des BUAG wird als Grundlage für die Berech-
nung des anteiligen Weihnachtsgeldes, das zum Monatsentgelt zuge-
schlagen wird, folgende Formel festgelegt:

x 3,5 x 52,18 = anteiliges Weihnachtsgeld.

12

Dieses anteilige Weihnachtsgeld ist dem jeweiligen Monatsentgelt so oft
zuzuschlagen, als ein Abfertigungsanspruch im Ausmaß an Monatsentgel-
ten gebührt.
Bei Teilzeitarbeit ist das nach vorstehender Formel berechnete anteilige
Weihnachtsgeld entsprechend der vereinbarten Arbeitszeit zu aliquotie-
ren.

ABSCHNITT B
Für die Bundesinnungen und Berufsgruppen, deren Mitglieder dem Bauar-
beiter-Urlaubs- und Abfertigungsgesetz, Sachbereich Abfertigung, nicht
unterliegen, gilt folgende Regelung:
Der Anspruch auf Abfertigung richtet sich nach den Bestimmungen des Ar-
beiter-Abfertigungsgesetzes 1979 mit folgenden Ergänzungen:
Für die Bemessung der Dauer des ununterbrochenen Arbeitsverhältnisses
sind Dienstzeiten beim selben Arbeitgeber, die keine längere Unterbre-
chung als 90 Tage, ab 1. April 1981 jeweils 120 Tage, aufweisen, zusam-
menzurechnen, soferne die Wiedereinstellung innerhalb von 90 bzw.
120 Tagen zu den ursprünglichen Lohnbedingungen schriftlich zugesi-
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chert wurde oder wird. Die vorerwähnte schriftliche Zusicherung ist bei an-
rechenbaren Dienstzeiten unter drei Jahren nicht erforderlich.

Die Anrechnung gilt nicht für Fälle, in denen das vor der letzten Unterbre-
chung liegende Dienstverhältnis durch eine verschuldete Entlassung im
Sinne des § 82 GewO, durch vorzeitigen Austritt ohne wichtigen Grund,
durch Kündigung seitens des Arbeitnehmers sowie durch einvernehmliche
Auflösung unter Verzicht auf den Abfertigungsanspruch geendet hat. Eine
Anrechnung der Vordienstzeiten findet nicht statt, wenn bei der letzten Un-
terbrechung eine Abfertigung bezahlt wurde.

ABSCHNITT C
Bei Arbeitnehmern in Mischbetrieben, die abwechselnd zu Beschäftigun-
gen herangezogen werden, die unter die Regelungen des Abschnittes A
und des Abschnittes B fallen, werden – unbeschadet der Häufigkeit des
Wechsels und der Dauer der jeweiligen Tätigkeiten – für den Erwerb und
die Berechnung eines Abfertigungsanspruches gemäß Abschnitt B die
Dienstzeiten nach Abschnitt A und Abschnitt B zusammengerechnet.

Bei Geltendmachung des Abfertigungsanspruches beim Arbeitgeber ge-
mäß erstem Absatz gebührt dem Arbeitnehmer von der unter Berücksich-
tigung der Gesamtdauer des Arbeitsverhältnisses zustehenden Abferti-
gung der Anteil, der dem Verhältnis der Dienstzeiten gemäß Abschnitt B
zu den Gesamtdienstzeiten gemäß Abschnitt A und B entspricht.

Wurde ein Abfertigungsanspruch gemäß erstem Absatz erworben und
wird das Arbeitsverhältnis nicht innerhalb von 120 Tagen nach der letzten
Beendigung beim selben Arbeitgeber fortgesetzt bzw. erfolgt keine An-
rechnung auf den Höheranspruch, ist die Abfertigung, soweit sie den Be-
trag des dreifachen Monatsentgeltes nicht übersteigt, fällig. Der Rest kann
vom Zeitpunkt der Fälligkeit an in monatlichen, im Voraus zahlbaren Teil-
beträgen abgestattet werden. Die Zahlungsmodalitäten des § 23a Ange-
stelltengesetz bleiben unberührt. Die Verfallfrist beginnt erst ab Fälligkeit
zu laufen.
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§ 3 Außerkrafttreten von Vorschriften,
Übergangsbestimmungen

I.Mit lnkrafttreten des § 2 Abschnitte B und C dieses Kollektivvertrages tre-
ten außer Kraft:

1. Die die Abfertigung regelnden Bestimmungen der einzelnen Rahmen-
kollektivverträge vom 30. 3. 1983, abgeschlossen zwischen den Bun-
desinnungen der Steinmetzmeister, Dachdecker und Pflasterer, Hafner,
Glaser, Maler, Anstreicher und Lackierer, Bauhilfsgewerbe, Zimmer-
meister einerseits und dem Österreichischen Gewerkschaftsbund, Ge-
werkschaft der Bau- und Holzarbeiter, andererseits.

2. Die Kollektivverträge über die Abfertigung vom 30. 3. 1983, wirksam ab
1. 4. 1983, abgeschlossen zwischen den Bundesinnungen der Stein-
metzmeister, Dachdecker und Pflasterer, Hafner, Glaser, Maler, An-
streicher und Lackierer, Bauhilfsgewerbe, Zimmermeister einerseits
und dem Österreichischen Gewerkschaftsbund, Gewerkschaft der
Bau- und Holzarbeiter, andererseits.

3. Der § 2 Abschnitte B und C des Kollektivvertrages vom 21. 4. 1983, ab-
geschlossen zwischen den Bundesinnungen der Steinmetzmeister,
Dachdecker und Pflasterer, Hafner, Glaser, Maler, Anstreicher und La-
ckierer, Bauhilfsgewerbe, Zimmermeister einerseits und dem Österrei-
chischen Gewerkschaftsbund, Gewerkschaft der Bau- und Holzarbei-
ter, andererseits.

II. Der § 2 Abschnitt A des Kollektivvertrages vom 21. 4. 1983, abgeschlos-
sen zwischen den Bundesinnungen der Steinmetzmeister, Dachdecker
und Pflasterer, Hafner, Glaser, Maler, Anstreicher und Lackierer, Bauhilfs-
gewerbe, Zimmermeister einerseits und dem Österreichischen Gewerk-
schaftsbund, Gewerkschaft der Bau- und Holzarbeiter, andererseits, tritt
für Betriebsarten, die der Verordnung des Bundesministers für Arbeit
und Soziales vom 10. 2. 1988, BGBl. Nr. 114/88, unterliegen, mit Ablauf
des 24. 6. 1988 und für Betriebsarten, die der Verordnung des Bundesmi-
nisters für Arbeit und Soziales vom 15. 4. 1988, BGBl. Nr. 221/88, unterlie-
gen, mit Ablauf des 2. 9. 1988 außer Kraft (das sind jeweils 120 Tage ab
Kundmachung der Verordnung).
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III. Für Betriebsarten, die den Verordnungen des Bundesministers für Ar-
beit und Soziales vom 10. 2. 1988, BGBl. Nr. 114/88, bzw. vom 15. 4.
1988, BGBl. Nr. 221/ 88, unterliegen, werden ab der Kundmachung der je-
weiligen Verordnung entstehende Abfertigungsansprüche ausschließlich
nach den Bestimmungen des BUAG 1987 behandelt.
Vor der Kundmachung der jeweiligen Verordnungen ab dem 1. 10. 1987
entstandene Abfertigungsansprüche werden ausschließlich nach den Be-
stimmungen des BUAG 1987 behandelt, wenn sowohl nach den Bestim-
mungen des Kollektivvertrages vom 21. 4. 1983 als auch nach den Bestim-
mungen des BUAG 1987 ein Anspruch besteht. Die Bestimmungen des
Kollektivvertrages vom 21. 4. 1983 kommen somit nur dann zur Anwen-
dung, wenn kein Anspruch nach dem BUAG 1987 besteht.
Bestehende Einzelvereinbarungen, Arbeitsordnungen oder Betriebsver-
einbarungen bleiben insofern aufrecht, als sie bei Beendigung eines Ar-
beitsverhältnisses zu einer höheren Abfertigung führen als gemäß BUAG.
Die Differenz ist von diesem Arbeitgeber bei einer anspruchsbegründen-
den Beendigung dieses Arbeitsverhältnisses an den Arbeitnehmer zu be-
zahlen.

§ 4 Wirksamkeitsbeginn

I. § 2 Abschnitt A dieses Kollektivvertrages tritt für Betriebsarten, die der
Verordnung des Bundesministers für Arbeit und Soziales vom 10. 2.
1988, BGBl. Nr. 114/88, unterliegen, mit Kundmachung dieser Verord-
nung, d. i. der 26. 2. 1988, und für Betriebsarten, die der Verordnung
des Bundesministers für Arbeit und Soziales vom 15. 4. 1988, BGBl.
Nr. 221/88, mit Kundmachung dieser Verordnung, d. i. der 6. 5. 1988, in
Kraft.

II. § 2 Abschnitt B dieses Kollektivvertrages tritt am 1. 5. 1988 in Kraft.

III. Für Betriebe, die sowohl § 2 Abschnitt A als auch § 2 Abschnitt B dieses
Kollektivvertrages unterliegen (das sind Mischbetriebe gemäß § 2 Ab-
schnitt C) treten § 2 Abschnitte A, B und C für Betriebsarten, die der Ver-
ordnung des Bundesministers für Arbeit und Soziales vom 10. 2. 1988,
BGBl. Nr. 114/88, unterliegen, mit Kundmachung dieser Verordnung, d.
i. der 26. 2. 1988, und für Betriebsarten, die der Verordnung des Bundes-
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ministers für Arbeit und Soziales vom 15. 4. 1988, BGBl. Nr. 221/88, unter-
liegen, mit Kundmachung dieser Verordnung, d. i. der 6. 5. 1988, in Kraft.

Für die
Bundesinnung der Steinmetzmeister

KR. Komm. R. Alois Langthaler Mag. Helmut Heindl

Bundesinnungsmeister Geschäftsführer

Für die
Bundesinnung der Dachdecker und Pflasterer

Komm.-Rat Kurt Scheidinger Mag. Helmut Heindl

Bundesinnungsmeister Geschäftsführer

Für die
Bundesinnung der Hafner

Komm.-Rat Herbert Fritzsche Mag. Helmut Heindl

Bundesinnungsmeister Geschäftsführer

Für die
Bundesinnung der Glaser

Komm.-Rat Josef Warzel Mag. Helmut Heindl

Bundesinnungsmeister Geschäftsführer
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Für die
Bundesinnung der Maler, Anstreicher und Lackierer

Komm.-Rat Josef Salzmann Mag. Helmut Heindl

Bundesinnungsmeister Geschäftsführer

Für die
Bundesinnung der Bauhilfsgewerbe

KR. Robert Speigner Mag. Helmut Heindl

Bundesinnungsmeister Geschäftsführer

Für die
Bundesinnung der Zimmermeister

Komm.-Rat Josef Gneist Mag. Helmut Heindl

Bundesinnungsmeister Geschäftsführer

Für den
Österreichischen Gewerkschaftsbund

Gewerkschaft der Bau- und Holzarbeiter

Abg.z.NR Josef Hesoun Johann Driemer

Vorsitzender Zentralsekretär
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Anhang 3

KOLLEKTIVVERTRAG

vom 1. Mai 1983
über die Gemeinsame Einrichtung II der
Kollektivvertragsparteien betreffend die
ABFERTIGUNG-PAUSCHALABGELTUNG

Die Bundesinnungen der
1. Steinmetzmeister,
2. Dachdecker und Pflasterer,
3. Hafner,
4. Bauhilfsgewerbe und
5. Zimmermeister
einerseits sowie der Österreichische Gewerkschaftsbund, Gewerkschaft
der Bau- und Holzarbeiter, andererseits errichten gemäß § 2 Abs. 2 Ziffer 6
Arbeitsverfassungsgesetz in Verbindung mit dem Kollektivvertrag vom
16. April 1982 für Bauindustrie und Baugewerbe über die Gemeinsame
Einrichtung der Kollektivvertragsparteien betreffend die Abfertigung-Pau-
schalabgeltung und im Zusammenhang mit dem § 20 Abs. 1 lit. a) Bauar-
beiterUrlaubsgesetz eine Gemeinsame Einrichtung II in Durchführung des
Übereinkommens vom 30. März 1983 und schließen nachfolgende Verein-
barung:

1. Jene Arbeitnehmer, die dem Kollektivvertrag vom 21. April 1983, Ab-
schnitt A, unterliegen und für den Zeitraum vom 1. April 1972 bis 31. März
1979 keine schriftliche Zusicherung haben und deren einzelne Unterbre-
chungen des Arbeitsverhältnisses nicht länger als jeweils 90 Tage ge-
dauert haben, können eine Pauschalabgeltung erhalten.
Auf die Pauschalabgeltung besteht kein Rechtsanspruch.
Voraussetzung ist, dass zum Zeitpunkt der Auflösung des Arbeitsverhält-
nisses (ab dem 1. April 1983) ein Grundanspruch auf Abfertigung vorliegt
und es sich um Arbeitszeiten beim selben Arbeitgeber handelt.
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Die näheren Voraussetzungen für die allfällige Gewährung der Pauschal-
abgeltung werden in gemeinsam erstellten Richtlinien geregelt.

2. Die Finanzierung der Gemeinsamen Einrichtung II erfolgt durch Über-
weisung der Zinsenerträge der Jahre 1982 und 1983 der Gemeinsamen
Einrichtung I der Bundesinnung der Baugewerbe und des Fachverbandes
der Bauindustrie einerseits sowie des Österreichischen Gewerkschafts-
bundes, Gewerkschaft der Bau- und Holzarbeiter, andererseits.
Die Zinsen des Jahres 1982 werden per 1. Mai 1983 auf das Sonderkonto
„Bauarbeiter-Urlaubskasse/Sondervermögen/Gemeinsame Einrichtung II”
eingezahlt, jene des Jahres 1983 unmittelbar nach Wertstellung.
Wird im Einvernehmen der Vertragspartner dieses gemeinsame Konto
aufgelöst, ist das Vermögen gemäß dem Schlüssel 146/300 (Arbeitgeber-
anteil) : 154/300 (Arbeitnehmeranteil) an die Vertragspartner aufzuteilen.
Eine Auflösung und Aufteilung des Vermögens hat jedenfalls dann zu er-
folgen, wenn keine Anträge mehr zu erwarten sind.

3. Die Durchführung dieses Kollektivvertrages wird nach den von den Ver-
tragspartnern erlassenen Richtlinien der Bauarbeiter-Urlaubskasse über-
tragen und die Vertragspartner verpflichten sich, durch ihre Vertreter die
kraft Gesetzes dafür notwendigen Beschlüsse in der Bauarbeiter-Urlaubs-
kasse zu fassen.

4. Die Vertragspartner verpflichten sich, die gemäß lit. a) bis d) notwendi-
gen Beschlüsse zur Sicherstellung der getroffenen Vereinbarung zu fas-
sen:

a) Von den Vertragspartnern ist ein paritätisch besetztes Gremium (Ver-
waltungsrat) einzusetzen, in dem ein Vertreter der Arbeitgeberseite
Vorsitzender ist. Aufgabe des Verwaltungsrates ist die Durchführung
dieses Kollektivvertrages und seiner Richtlinien

b) Die Bauarbeiter-Urlaubskasse führt über Auftrag und nach Weisung
des in lit. a) genannten Verwaltungsrates die gesamte Verwaltung ge-
mäß den Richtlinien kostenlos durch.

c) Von den Vertragspartnern ist ein zweites paritätisch besetztes Gre-
mium (Überwachungsrat) einzusetzen, dessen Vorsitzender ein Vertre-
ter der Arbeitnehmerseite ist.
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Dem Überwachungsrat ist vom Verwaltungsrat jährlich über die Geba-
rung der Gemeinsamen Einrichtung II und über die Geschäftsführung
Rechenschaft zu legen.

d) Sitz der in lit. a) und c) genannten Gremien ist die Bauarbeiter-Urlaubs-
kasse.

5. Dieser Kollektivvertrag tritt am 1. April 1983 in Kraft.

Wien, am 1. Mai 1983

Für die
Bundesinnung der Steinmetzmeister

Komm.-Rat Ing. Adalbert Peter Mag. jur. Karl Juvan

Bundesinnungsmeister Geschäftsführer

Für die
Bundesinnung der Dachdecker und Pflasterer

Komm.-Rat Kurt Scheidinger Mag. jur. Karl Juvan

Bundesinnungsmeister Geschäftsführer

Für die
Bundesinnung der Hafner

Komm.-Rat Herbert Fritzsche Mag. jur. Karl Juvan

Bundesinnungsmeister Geschäftsführer
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Für die
Bundesinnung der Bauhilfsgewerbe

Komm.-Rat Ing. Fritz Felsinger Mag. jur. Karl Juvan

Bundesinnungsmeister Geschäftsführer

Für die
Bundesinnung der Zimmermeister

Komm.-Rat Josef Gneist Mag. jur. Karl Juvan

Bundesinnungsmeister Geschäftsführer

Für den
Österreichischen Gewerkschaftsbund

Gewerkschaft der Bau- und Holzarbeiter

LAbg. Roman Rautner Franz Millendorfer

Vorsitzender Leitender Zentralsekretär
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Anhang 4

ZUSATZKOLLEKTIVVERTRAG zum
KOLLEKTIVVERTRAG

vom 1. Mai 1983
betreffend die Abfertigung-Pauschalabgeltung

abgeschlossen zwischen den Bundesinnungen der
Steinmetzmeister,
Dachdecker und Pflasterer,
Hafner,
Bauhilfsgewerbe und
Zimmermeister
einerseits sowie dem Österreichischen Gewerkschaftsbund, Gewerk-
schaft der Bau- und Holzarbeiter, andererseits.

Präambel

Zweck dieses Zusatz Kollektivvertrages ist es, die bestehende Gemeinsa-
me Einrichtung II mit den Agenden der Abwicklung von Abfertigungsunter-
schiedsbeträgen zu betrauen.

§ 1 Geltungsbereich

1. Räumlich: Für das Gebiet der Republik Österreich.

2. Fachlich: Auf alle Betriebe, deren Inhaber Mitglieder der o. a. Bundes-
innungen sind, mit Ausnahme der Betriebe und selbstständigen Betriebs-
abteilungen

a) des keramischen Gewerbes, sofern sie sich ausschließlich mit der Er-
zeugung keramischer Gegenstände befassen (Österreich),

b) der Asphaltierer und Schwarzdecker (Wien).
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3. Persönlich: Für alle Arbeitnehmer einschließlich der Lehrlinge, mit Aus-
nahme der Angestellten im Sinne des Angestelltengesetzes und der kauf-
männischen Lehrlinge.

§ 2 Unterschiedsbetrag

1. Jene Arbeitnehmer, die gem. BUAG § 13d, Abs. 2 in Verbindung mit Art.
V, Absatz 11 eine geringere Berechnungsgrundlage für die Abfertigung
hätten als aufgrund der vor dem 1. 10. 1987 geltenden Rechtslage (Arbei-
terabfertigungsgesetz und der einschlägigen kollektivvertraglichen Abferti-
gungsbestimmungen), erhalten den Unterschiedsbetrag gemäß den im
Anhang festgelegten Richtlinien von der GE II vergütet.

2. Der Unterschiedsbetrag ist folgendermaßen festzustellen: Die Grundla-
ge für die Berechnung der Monatsentgelte ist gem. BUAG § 13d, Abs. 2 in
Verbindung mit Art. V, Abs. 11 festzustellen und jenem Betrag gegenüber-
zustellen, der gebührt hätte, wenn die Begrenzung von KV-Lohn +25%
gem. Art. V, Abs. 11 bzw. KV-Lohn +20% gem. Art. I § 13d Abs. 2 nicht an-
gewendet würde. Dieser Betrag ist der Unterschiedsbetrag.

3. Die näheren Voraussetzungen und Abwicklungsmodalitäten werden in
gemeinsam erstellten Richtlinien (Anhang zu diesem ZKV) – die ein inte-
grierter Bestandteil dieses Zusatz-Kollektivvertrages sind – geregelt.

§ 3 Finanzierung

1. Aus dem vorhandenen Vermögen der Gemeinsamen Einrichtung II wer-
den zur Finanzierung des erforderlichen Aufwandes höchstens 46,0 Mio. S
bereitgestellt.

2. Es ist dafür ein eigenes Konto zu errichten mit der Bezeichnung „Unter-
schiedsbetrag”. Das Verfügungsrecht bzw. die Zeichnungsberechtigung
darüber bestimmt das Gremium gem. Pkt. 4, lit. a) im Einvernehmen mit
dem Gremium gem. Pkt. 4, lit. c) des (Grund-)Kollektivvertrages über die
GE II.
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§ 4 Durchführungsbestimmung

1. Die BUAK führt über Auftrag und nach Weisung des in Pkt. 4, lit. a) ge-
nannten Gremiums die gesamte Verwaltung gemäß den Richtlinien kos-
tenlos durch.

2. Die Vertragspartner verpflichten sich, die kraft Gesetzes dafür notwen-
digen Beschlüsse über ihre Funktionäre in der BUAK und GE II zu fassen.

§ 5 Gremien

1. Die nach Pkt. 4, lit. a) und c) des (Grund-)Kollektivvertrages eingerich-
teten Gremien der GE II werden auch mit den Agenden der Abwicklung
des Unterschiedsbetrages gemäß dieses ZKV und den Richtlinien betraut.

2. Sitz dieser Gremien ist die BUAK.

§ 6 Wirksamkeitsbeginn und Geltungsdauer

Dieser Zusatz-Kollektivvertrag tritt mit Kundmachung des BUAG rückwir-
kend mit 1. 10. 1987 in Kraft und gilt vorerst bis 31. 12. 1989.
Dieser ZKV wird endgültig und unwiderruflich bis längstens 31. 12. 1990
verlängert, und zwar solange die auf dem Konto gemäß § 3 Abs. 2 dieses
ZKV vorhandenen Mittel die Finanzierung ermöglichen.

Wien, am 1. Juli 1988

Für die
Bundesinnung der Steinmetzmeister

KR Komm.-Rat Alois Langthaler Mag. Helmut Heindl

Bundesinnungsmeister Geschäftsführer
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Für die
Bundesinnung der Dachdecker und Pflasterer

Komm.-Rat Kurt Scheidinger Mag. Helmut Heindl

Bundesinnungsmeister Geschäftsführer

Für die
Bundesinnung der Hafner

Komm.-Rat Herbert Fritzsche Mag. Helmut Heindl

Bundesinnungsmeister Geschäftsführer

Für die
Bundesinnung der Bauhilfsgewerbe

KR. Robert Speigner Mag . Helmut Heindl

Bundesinnungsmeister Geschäftsführer

Für die
Bundesinnung der Zimmermeister

Komm.-Rat Josef Gneist Mag. Helmut Heindl

Bundesinnungsmeister Geschäftsführer

Für den
Österreichischen Gewerkschaftsbund

Gewerkschaft der Bau- und Holzarbeiter

Abg.z.NR Josef Hesoun Johann Driemer

Vorsitzender Zentralsekretär
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Anhang 5

ANHANG zum ZUSATZKOLLEKTIVVERTRAG

vom 1. Juli 1988
abgeschlossen zwischen den Bundesinnungen der
Steinmetzmeister,
Dachdecker und Pflasterer, Hafner,
Bauhilfsgewerbe und
Zimmermeister
und dem Österreichischen Gewerkschaftsbund, Gewerkschaft der Bau-
und Holzarbeiter.

RICHTLINIEN BETREFFEND DEN
UNTERSCHIEDSBETRAG

I. Voraussetzungen

Jeder Arbeitnehmer, der dem Zusatzkollektivvertrag vom 1. Juli 1988 un-
terliegt, kann den Unterschiedsbetrag beantragen, soferne nachfolgende
Voraussetzungen erfüllt werden:

1. Es muss ein Anspruch auf Abfertigung nach BUAG bestehen, dieser fäl-
lig und beantragt sein, wobei erst bei Zuerkennung der Abfertigung Nach-
folgendes wirksam wird.

2. Die Grundlage für die Berechnung der Monatsentgelte für die Abferti-
gung ist gem. BUAG § 13, lit. d), Abs. 2 in Verbindung mit Art. V, Abs. 11
festzustellen und jenem Monatsentgelt gegenüberzustellen, das als Abfer-
tigung gebührt hätte, wenn die Berechnungsgrundlage gem. Art. V, Abs. 11
und Art. I, § 13d, Abs. 2 BUAG nicht angewendet werden würde.

2.1. Die Lohnsituation im Lohnabrechnungszeitraum September 1987 ist
zum Stichtag 1. 10. 1987 festzustellen. Weiters ist zum Stichtag
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1. 10. 1987 das für die Abfertigung nach den Bestimmungen des Ab-
fertigungsgesetzes und der einschlägigen kollektivvertraglichen Ab-
fertigungsbestimmungen maßgebliche Monatsentgelt festzustellen.
Bei Monatsentgelten in unterschiedlicher Höhe ist rückwirkend ein
13-Wochen-Durchschnitt heranzuziehen. Hiezu gebührt nur dann
ein Unterschiedsbetrag, wenn folgende Kriterien zutreffen:

2.1.1. Ein Unterschiedsbetrag gebührt, wenn
a) das für Abfertigung relevante Monatsentgelt vor dem 1. 10.

1987 gegenüber demMonatsentgelt nach demBUAG höher
ist und nach dem 1. 10. 1987 unter dem des nach BUAG er-
rechneten liegt.

b) vor dem 1. 10. 1987 das für die Abfertigung relevante Mo-
natsentgelt über dem des nach BUAG errechneten liegt
und nach dem 1. 10. 1987 ebenfalls über dem des nach
BUAG errechneten Monatsentgelt liegt.

2.1.2. Der Unterschiedsbetrag gebührt nicht: wenn
a) das für die Abfertigung relevante Monatsentgelt vor dem

1. 10. 1987 und nach dem 1. 10. 1987 gegenüber dem Mo-
natsentgelt nach dem BUAG geringer ist.

b) das für die Abfertigung relevante Monatsentgelt vor dem
1. 10. 1987 gegenüber demMonatsentgelt nach dem BUAG
geringer ist und nach dem 1. 10. 1987 über dem Monatsent-
gelt des nach BUAG errechneten liegt.

c) das Arbeitsverhältnis des Arbeitnehmers in einem Betrieb
der dem BUAG unterliegt, erstmalig am 1. 10. 1987 oder
später begonnen hat.

2.2. Dieser so errechnete Unterschiedsbetrag wird gemeinsam mit der ge-
mäß BUAG gebührenden Abfertigung an den Empfangsbegünstigten
angewiesen.

2.3. Dieser Unterschiedsbetrag ist ein Bruttobezug, wird dem Abferti-
gungs-Bruttobetrag zugerechnet und dann gemeinsam um die jeweils
gesetzlichen Abzüge vermindert. Für die ordnungsgemäße Weiterga-
be der Abzüge an die Finanzämter, SV Träger u. a. sorgt die BUAK.

37



3. Das für diese Entscheidungskriterien notwendige Monatsentgelt wird in
dem Betrieb errechnet, bei dem der antragstellende Arbeitnehmer am
1. 10. 1987 beschäftigt war, oder bei jenem Betrieb, wo der Arbeitnehmer
vor dem 1. 10. 1987 beschäftigt war und zum 1. 10. 1987 im Rahmen der
KV-Unterbrechungsfrist in keinem Beschäftigungsverhältnis steht.

4. Die BUAK ist ermächtigt, alle dazu notwendigen Arbeiten durchzufüh-
ren, alle notwendigen Daten einzufordern, in alle notwendigen Lohnauf-
zeichnungen in den Betrieben Einsicht zu nehmen, davon Ablichtungen
(Abschriften) zu verlangen und zu erhalten.

5. Die Direktion der BUAK sorgt mit geeigneten Maßnahmen für die Durch-
führung und ist beauftragt, den Bediensteten der BUAK entsprechende
Anweisungen zu erteilen.

II. Administration

1. Wird ein Antrag auf Abfertigung gem. § 13f BUAG gestellt, kann der Ar-
beitnehmer (oder dessen Erben) einen zusätzlichen Antrag gemäß dem
ZKV und diesen Richtlinien stellen, wobei solche Anträge nur für Abferti-
gungsansprüche gemäß BUAG, aus Arbeitsverhältnissen, die am 1. 10.
1987 oder bis längstens 31. 12. 1990 anspruchsbegründend enden, unter
Heranziehung der Fristen des BUAG, anerkannt werden.

1.1. Die Landesstelle der BUAK hat dem Arbeitnehmer (dessen Erben) ein
entsprechendes Formular zur Verfügung zu stellen. Dieses Formular
ist ein integrierter Bestandteil des Abfertigungsantragsformulars und
ist als ein einheitlicher Antrag zu betrachten.

1.1.1. Der zuständige Arbeitgeber (bei dem der Arbeitnehmer am
1. 10. 1987 beschäftigt – oder vorher, in dem Fall nach Pkt. I
Ziff. 3 – war) hat die notwendigen Angaben einzutragen und
zu bestätigen.

1.1.2. Ist kein zuständiger Arbeitgeber vorhanden (zuständiger Ar-
beitgeber aufgelöst, kein funktionierendes Lohnbüro), hat der
Arbeitnehmer die notwendigen Angaben glaubhaft zu machen.
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1.1.3. Kann der Arbeitnehmer die Angaben nicht glaubhaft machen,
so entscheidet das Gremium über die Zuerkennung eines Un-
terschiedsbetrages.

2. Ein derartiger Antrag ist separat zu bearbeiten, der errechnete Unter-
schiedsbetrag ist festzuhalten und bei Zuerkennung gemeinsam – jedoch
erkennbar – mit der Abfertigung gemäß BUAG anzuweisen

3. Mit den ausbezahlten Unterschiedsbeträgen ist das Konto „Unter-
schiedsbetrag” gem. Pkt. 2 zu belasten.

3.1. Für dieses Konto sind zeichnungsberechtigt:
01; der Vorsitzende der Kollektivvertragsgemeinschaft der Bauhilfs-
und Baunebengewerbe; D1; D2; FI, BU.

4. Sollten sich Reklamationen ergeben, haben die Betroffenen das Recht,
eine schriftliche Eingabe an das Gremium zu machen. Eine dann gefasste
Entscheidung ist endgültig (unanfechtbar).
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Anhang 6

ZUSATZKOLLEKTIVVERTRAG

zum Kollektivvertrag vom 1. Mai 1983 über die Gemeinsame Einrichtung II
der Kollektivvertragsparteien betreffend die Abfertigung-Pauschalabgel-
tung und die Richtlinien für die Gemeinsame Einrichtung II – gemäß Kol-
lektivvertrag vom 1. Mai 1983 betreffend die Pauschal-Abgeltung von Ab-
fertigungen für den Zeitraum 1. 4. 1972 bis 31. 3. 1979.
Die Bundesinnungen der
1. Steinmetzmeister,
2. Dachdecker und Pflasterer,
3. Hafner,
4. Bauhilfsgewerbe und
5. Zimmermeister
einerseits sowie der Österreichische Gewerkschaftsbund, Gewerkschaft
der Bau- und Holzarbeiter, andererseits schließen folgende Vereinbarung:

I. Der Kollektivvertrag vom 1. Mai 1983 über die Gemeinsame Einrichtung
II der Kollektivvertragsparteien betreffend die Pauschalabgeltung wird wie
folgt geändert:

Ziffer 1., 1. Absatz lautet:
1. „Jene Arbeitnehmer, die demKollektivvertrag vom 21. 4. 1983, Abschnitt
A) unterlagen bzw. dem Kollektivvertrag vom 11. Mai 1988, § 2, Abschnitt
A (bzw. dem BUAG 1987) unterliegen und für den Zeitraum vom 1. 4. 1972
bis 31. 3. 1979 keine schriftliche Zusicherung haben und deren einzelne
Unterbrechungen des Arbeitsverhältnisses nicht länger als jeweils 90 Tage
gedauert haben, können eine Pauschalabgeltung erhalten.”

II. Die Richtlinien für die Gemeinsame Einrichtung II gemäß Kollektivver-
trag vom 1. Mai 1983 werden wie folgt geändert:

a) Punkt I/1 lautet:
„Jeder Arbeitnehmer, der dem Abschnitt A des Kollektivvertrages vom
21. 4. 1983 unterlag bzw. dem Kollektivvertrag vom 11. Mai 1988,
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§ 2, Abschnitt A (bzw. dem BUAG 1987) unterliegt, kann binnen 7 Jah-
ren ab Auflösung des Arbeitsverhältnisses die Pauschalabgeltung be-
antragen.”

b) Punkt I/3.2. lautet:
„Es muss ein Abfertigungsanspruch gemäß Abfertigungsgesetz 1979
oder gemäß Abschnitt A des Kollektivvertrages vom 21. 4. 1983 bestan-
den haben bzw. gemäß Kollektivvertrag vom 11. Mai 1988, § 2, Ab-
schnitt A (bzw. BUAG 1987) bestehen.”

c) Punkt I/3.4. lautet:
„Bei jenen Arbeitnehmern, die dem Kollektivvertrag vom 21. 4. 1983,
Abschnitt A) unterlagen, dürfen die Unterbrechungszeiten des Kollektiv-
vertrages vom 21. 4. 1983, Abschnitt A) nicht überschritten worden
sein.”

Wien, 11. Mai 1988
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ZUSATZÜBERE INKOMMEN
zum Kollektivvertrag vom 1. Mai 1999, Stand vom 1. Jänner 2003, abge-
schlossen zwischen der Landesinnung Wien der Bauhilfsgewerbe einer-
seits und dem Österreichischen Gewerkschaftsbund, Die Produktionsge-
werkschaft PRO-GE, andererseits, zur Regelung der Arbeitsbedingungen
für die Arbeiterschaft in den Asphalt-, Abdichter- und Schwarzdeckerbe-
trieben in Wien.

§ 1 Geltungsbereich

1. räumlich: Für das Bundesland Wien.

2. fachlich: Für alle Betriebe der Berufsgruppen Asphaltierer, Schwarz-
decker und Abdichter gegen Feuchtigkeit mit Sitz in Wien.

3. persönlich: Für alle in den unter 2. genannten Betrieben beschäftigten
Arbeiter und Arbeiterinnen, einschließlich der Lehrlinge –mit Ausnahme
der kaufmännischen Lehrlinge.

§ 2 Lohnsätze

Mit Geltung ab 1. Juli 2025

1. Juli 2025
Stundenlohn

Euro

Fachvorarbeiter (zum Fachvorarbeiter kann derjenige Vorar-
beiter ernannt werden, der für alle Sparten des Betriebes so
fachkundig ist, dass er fallweise auch zur Aufnahme und Be-
aufsichtigung von Arbeiten herangezogen werden kann) ... . 19,84
Fachvizevorarbeiter .. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 19,04
Asphaltierervorarbeiter .. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 18,43
Schwarzdecker- und Isolierervorarbeiter . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 18,28
Asphalthilfsstreicher .. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 17,39
Schwarzdecker- und Isolierhilfsstreicher ... . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 16,90
Qualifizierte Helfer bei Asphaltierungsarbeiten .. . . . . . . . . . . . . . . 16,44
Qualifizierte Helfer bei Schwarzdeckungen und Isolierungen 16,37
Nichtqualifizierte Hilfsarbeiter .. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 15,57
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1. Juli 2025
Stundenlohn

Euro

Chauffeure undWalzenführer soweit sie ausgelernte Maschi-
nisten, Schlosser oder Automechaniker sind.. . . . . . . . . . . . . . . . . . 17,39
Chauffeure, Maschinisten und Walzenführer, soweit sie an-
gelernt sind ... . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 16,52

Abdichter von Bauwerksfugen sowie Fenster- und Türfugen:

Facharbeiter im 1. Verwendungsjahr .. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 17,39
Facharbeiter ab dem 2. Verwendungsjahr .. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 18,15
Hilfsarbeiter . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 15,18

Bei Arbeiten mit dem Kompressor oder Rüttelgeräten werden den betref-
fenden Arbeitern 20 % Aufschlag auf den kollektivvertraglichen Stunden-
lohn vergütet.

Lehrlingseinkommen
Im 1. Lehrjahr . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 6,06
Im 2. Lehrjahr . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 9,10
Im 3. Lehrjahr . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 13,52

§ 3 Überzahlungen

Die bestehenden betragsmäßigen Überzahlungen (Differenz in Euro) blei-
ben aufrecht.

§ 4 Anrechnung der Karenz im Sinne des MSchG bzw
VKG

Die erste Karenz im Dienstverhältnis wird für die Bemessung der Kündi-
gungsfrist, die Dauer der Entgeltfortzahlung im Krankheitsfall (Unglücks-
fall), das Urlaubsausmaß sowie der Abfertigung nach §§ 23 und 23a AngG
bis zum Höchstausmaß von 22 Monaten angerechnet.
Für Karenzen, die ab 01.01.2019 oder später begonnen haben, gilt
nachstehende Regelung:
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Karenzen im Sinne des MSchG bzw. VKG innerhalb des bestehenden
Dienstverhältnisses werden für die Bemessung der Kündigungsfrist, die
Dauer der Entgeltfortzahlung im Krankheitsfall (Unglücksfall) und das Ur-
laubsausmaß sowie der Abfertigung nach §§ 23 und 23a AngG bis zu ei-
nem Gesamtausmaß von 24 Monaten angerechnet.
Die sich aus § 15f MSchG und § 7c VKG ergebenden Ansprüche sowie die
bereits im bestehenden Dienstverhältnis angerechneten Karenzen sind
beim Gesamtausmaß von 24 Monaten zu berücksichtigen und stehen
nicht zusätzlich zu.
Dieses Gesamtausmaß gilt auch bei Teilung der Karenz zwischen Mutter
und Vater im Sinne des MSchG bzw. VKG für dasselbe Kind oder nach
Mehrlingsgeburten.

§ 5 Kündigungsfristen

Von den Kollektivvertragspartnern wird übereinstimmend und ausdrücklich
festgehalten, dass die Betriebe, die diesem Kollektivvertrag unterworfen
sind, einer Branche zugehörig sind, in der Saisonbetriebe überwiegen
(Saisonbranche im Sinne von § 1159 (2) ABGB, idF BGBl I 153/ 2017).
Die nachfolgenden Kündigungsfristen bleiben auch nach der gesetzlichen
Neuregelung der Kündigungsfristen durch § 1159 (2) ABGB, idF BGBl I
153/2017 über den 1.7.2021 hinaus in Geltung.

1. Das Arbeitsverhältnis kann in den ersten sechs Monaten des Arbeits-
verhältnisses sowohl vom Arbeitgeber als auch vom Arbeitnehmer unter
Einhaltung einer einwöchigen Kündigungsfrist gelöst werden. Nach einer
sechsmonatigen Betriebszugehörigkeit gilt eine Kündigungsfrist von zwei
Wochen, nach einer 5-jährigen Betriebszugehörigkeit eine Kündigungsfrist
von 3Wochen und nach einer 10-jährigen Betriebszugehörigkeit eine Kün-
digungsfrist von 4 Wochen.
Bei Arbeitgeber- oder Arbeitnehmerkündigung kann das Arbeitsverhältnis
nur zum letzten Arbeitstag einer Arbeitswoche beendet werden.
Die Dauer aller Arbeitsverhältnisse eines Arbeitnehmers beim selben Ar-
beitgeber werden für die Höhe der Kündigungsfrist zusammengerechnet,
sofern jede einzelne Unterbrechung nicht länger als 120 Tage dauert.
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Wird aufgrund betrieblicher Regelung die Unterbrechung von 120 Tagen
überschritten, gilt diese längere Unterbrechungsfrist.

2. Bei Lösung des Arbeitsverhältnisses durch Kündigung seitens des Ar-
beitgebers ist dem Arbeitnehmer die notwendige Freizeit zum Aufsuchen
eines neuen Arbeitsplatzes bis zu einem Fünftel der regelmäßigen wö-
chentlichen Arbeitszeit ohne Schmälerung des Entgelts zu gewähren.

3. Eine Kündigungsfrist entfällt während der höchstens vierwöchigen Pro-
bezeit.

4. Der Kündigungsschutz des § 15 Mutterschutzgesetz bzw. § 7 Väter-Ka-
renzgesetz wird auf die Dauer des bundesgesetzlich geregelten Anspru-
ches auf Kinderbetreuungsgeld erstreckt.

§ 6 Empfehlung

Die Sozialpartner empfehlen die Unterbringung bei auswärtiger Nächti-
gung in Einzelzimmern.

§ 7 Schlussbestimmungen

a) Wirksamkeitsbeginn und Geltungsdauer
Dieses Zusatzübereinkommen tritt mit 1. Juli 2025 in Kraft. Die Gel-
tungsdauer beträgt 10 Monate.

b) Begünstigungsklausel
Derzeit bestehende, für den Arbeitnehmer günstigere betriebliche Re-
gelungen werden durch dieses Zusatzübereinkommen nicht berührt.

Wien, am 3. Juli 2025

45



LANDESINNUNG WIEN BAUHILFSGEWERBE

KommR Christian Dobianer, BEd Ehsan Ajdari, BA

Innungsmeister Innungsgeschäftsführer

ÖSTERREICHISCHER GEWERKSCHAFTSBUND
Die Produktionsgewerkschaft PRO-GE

Reinhold Binder Peter Schleinbach

Bundesvorsitzender Bundesgeschäftsführer

Patrick Stockreiter

Sekretär



GEWERKSCHAFT PRO-GE

1020 Wien, Johann-Böhm-Platz 1, Tel. 01/534 44-69 555
proge@proge.at

Wir sind im Internet erreichbar unter: http://www.proge.at

Landessekretariat Burgenland:
7000 Eisenstadt, Wiener Straße 7, Tel. 02682/770-61053,
burgenland@proge.at

Landessekretariat Kärnten:
9020 Klagenfurt, Bahnhofstraße 44, Tel. 0463/58 70-414,
kaernten@proge.at

Landessekretariat Niederösterreich:
2500 Baden, Wassergasse 31, Tel. 02252/443 37,
niederoesterreich@proge.at
Regionalsekretariat Amstetten-Melk-Scheibbs:
3300 Amstetten, Wiener Straße 55, Tel. 07472/628 58-51 460,
amstetten@proge.at
Regionalsekretariat Baden-Mödling:
2500 Baden, Wassergasse 31, Tel. 02252/484 76-29 331,
baden@proge.at
Regionalsekretariat Gänserndorf – Mistelbach – Bruck/Leitha:
2230 Gänserndorf, Wiener Straße 7a, Tel. 02282/86 96,
gaenserndorf@proge.at
Regionalsekretariat Waldviertel-Donau:
3500 Krems, Wiener Straße 24, Tel. 02732/824 61-291 62,
krems@proge.at
Gmünd:
3950 Gmünd, Weitraerstraße 19, Tel. 02852/524 12-29 133,
gmuend@proge.at
Regionalsekretariat Wr. Neustadt-Neunkirchen:
2700 Wiener Neustadt, Gröhrmühlgasse 4–6, Tel. 02622/274 98,
wrneustadt@proge.at
Regionalsekretariat St. Pölten-Lilienfeld:
3100 St. Pölten, Gewerkschaftsplatz 1, Tel. 02742/832 04-27,
stpoelten@proge.at

http://maps.google.at/maps?q=1020+Wien,Johann+B�hm+Platz+1&z=15
mailto:proge@proge.at
http://www.proge.at
http://maps.google.at/maps?q=7000+Eisenstadt,Wiener+Stra�e+7&z=15
mailto:burgenland@proge.at
http://maps.google.at/maps?q=9020+Klagenfurt,Bahnhofstra�e+44&z=15
mailto:kaernten@proge.at
http://maps.google.at/maps?q=2500+Baden,Wassergasse+31a&z=15
mailto:niederoesterreich@proge.at
http://maps.google.at/maps?q=3300+Amstetten,Wiener+Stra�e+55&z=15
mailto:amstetten@proge.at
http://maps.google.at/maps?q=2500+Baden,Elisabethstra�e+38&z=15
mailto:baden@proge.at
http://maps.google.at/maps?q=2230+G�nserndorf,Wiener+Stra�e+7a&z=15
mailto:gaenserndorf@proge.at
http://maps.google.at/maps?q=3430+Tulln,Rudolf+Buchinger+Stra�e+27&z=15
mailto:krems@proge.at
http://maps.google.at/maps?q=3950+Gm�nd,Weitraerstra�e+19&z=15
mailto:gmuend@proge.at
http://maps.google.at/maps?q=2700+Wiener+Neustadt,Gr�hrm�hlgasse+4&z=15
mailto:wrneustadt@proge.at
http://maps.google.at/maps?q=3100+St+P�lten,Gewerkschaftsplatz+1&z=15
mailto:stpoelten@proge.at


Landessekretariat Oberösterreich:
4020 Linz, Volksgartenstraße 34, Tel. 0732/65 33 47
oberoesterreich@proge.at
Bezirkssekretariat Steyr:
4400 Steyr, Redtenbachergasse 1a, Tel. 07252/546 61,
steyr@proge.at

Landessekretariat Salzburg:
5020 Salzburg, Markus-Sittikus-Straße 10, Tel. 0662/87 64 53,
salzburg@proge.at

Landessekretariat Steiermark:
8020 Graz, Karl-Morre-Straße 32, Tel. 0316/70 71-271 bis 276,
steiermark@proge.at
Bezirkssekretariat Bruck/Mur:
8600 Bruck/Mur, Schillerstraße 22, Tel. 03862/510 60-66100,
bruckmur@proge.at
Bezirkssekretariat Leoben:
8700 Leoben, Buchmüllerplatz 2, Tel. 03842/459 86,
leoben@proge.at

Landessekretariat Tirol:
6020 Innsbruck, Südtiroler Platz 14–16, Tel. 0512/597 77-506,
tirol@proge.at

Landessekretariat Vorarlberg:
6900 Bregenz, Reutegasse 11, Tel. 05574/717 90,
vorarlberg@proge.at

Landessekretariat Wien:
1020 Wien, Johann-Böhm-Platz 1, Tel. 01/534 44-69 661
wien@proge.at

Herausgeber: Österreichischer Gewerkschaftsbund,
Gewerkschaft PRO-GE

ZVR 576439352
Medieninhaber und Hersteller: Verlag des ÖGB Ges.m.b.H.

Verlags- und Herstellungsort Wien

http://maps.google.at/maps?q=4020+Linz,Volksgartenstra�e+34&z=15
mailto:oberoesterreich@proge.at
http://maps.google.at/maps?q=4400+Steyr,Redtenbachergasse+1a&z=15
mailto:steyr@proge.at
http://maps.google.at/maps?q=5020+Salzburg,Markus+Sittikus+Stra�e+10&z=15
mailto:salzburg@proge.at
http://maps.google.at/maps?q=8020+Graz,Karl+Morre+Stra�e+32&z=15
mailto:steiermark@proge.at
http://maps.google.at/maps?q=8600+Bruck+Mur,Schillerstra�e+22&z=15
mailto:bruckmur@proge.at
http://maps.google.at/maps?q=8700+Leoben,Buchm�llerplatz+2&z=15
mailto:leoben@proge.at
http://maps.google.at/maps?q=6010+Innsbruck,S�dtiroler+Platz+14&z=15
mailto:tirol@proge.at
http://maps.google.at/maps?q=6900+Bregenz,Reutegasse+11&z=15
mailto:vorarlberg@proge.at
http://maps.google.at/maps?q=1020+Wien,Johann+B�hm+Platz+1&z=15
mailto:wien@proge.at


HIER BILDEN SICH
NEUE PERSPEKTIVEN

DAS BFI – DEIN VERLÄSSLICHER PARTNER FÜR
AUS- UND WEITERBILDUNG www.bfi.at

Lehrabschlüsse
Berufsreifeprüfung 
Gesundheit Soziales 

Wellness EDV/IT Logistik 
Transport Verkehr 

Management Wirtschaft 
Pädagogik Beratung 

Persönlichkeit Sprachen 
Technik Ökologie

Sicherheit

... und
noch mehr

online

Gastronomie
Tourismus



www.proge.at

Mutproben auf Bahnanlagen?
Fix nicht! 
Auch nicht für die Follower.

GEWETTET
GEWETTET
GEPLÄTTET

passaufdichauf.at


	Inhaltsverzeichnis
	KV Asphaltierer, Schwarzdecker, Abdichter
	I. Geltungsbereich
	II. Geltungsdauer
	III. Normalarbeitszeit
	IV. Überstunden-, Sonn- und Feiertagsarbeit
	V. Entlohnung
	VI. Trennungsgeld, Übernachtungsgeld, Fahrzeitvergütung, Heimfahrten und Weggeld
	VII. Vergütung der Aussetzzeiten und Regentage
	VIII. Beistellung von Rucksäcken, Arbeitskleidern, Entschädigung für Werkzeuge usw.
	IX. Weihnachtsremuneration
	X. Kranken- und Unfallsentgelt
	XI. Abfertigung
	XII. Kündigung des Dienstverhältnisses
	XIII. Begünstigungsklausel und Verfall von Ansprüchen

	Anhänge
	Anhang 1
	KV Abfertigungsregelungen
	§ 1 Geltungsbereich
	§ 2 Übernahme von kollektivvertraglichen Abfertigungsregelungen
	§ 3 Außerkrafttreten von kollektivvertraglichen Abfertigungsregelungen
	§ 4 Regelungen betreffend Gemeinsame Einrichtung II


	Anhang 2
	KV Regelung BUAK
	§ 1 Geltungsbereich
	§ 2 Abfertigung
	§ 3 Außerkrafttreten von Vorschriften, Übergangsbestimmungen
	§ 4 Wirksamkeitsbeginn


	Anhang 3
	Kollektivvertrag

	Anhang 4
	ZKV Abfertigung Pauschalabgeltung
	Präambel
	§ 1 Geltungsbereich
	§ 2 Unterschiedsbetrag
	§ 3 Finanzierung
	§ 4 Durchführungsbestimmung
	§ 5 Gremien
	§ 6 Wirksamkeitsbeginn und Geltungsdauer


	Anhang 5
	Anhang zum Zusatzkollektivvertrag
	Richtlinien betreffend den Unterschiedsbetrag
	I. Voraussetzungen
	II. Administration



	Anhang 6
	Zusatzkollektivvertrag

	Zusatzübereinkommen Lohnabschluss
	§ 1 Geltungsbereich
	§ 2 Lohnsätze
	§ 3 Überzahlungen
	§ 4 Anrechnung der Karenz im Sinne des MSchG bzw VKG
	§ 5 Kündigungsfristen
	§ 6 Empfehlung
	§ 7 Schlussbestimmungen


	Anschriften Gewerkschaft PRO-GE


<<
  /ASCII85EncodePages false
  /AllowTransparency false
  /AutoPositionEPSFiles true
  /AutoRotatePages /All
  /Binding /Left
  /CalGrayProfile (Gray Gamma 2.2)
  /CalRGBProfile (sRGB IEC61966-2.1)
  /CalCMYKProfile (U.S. Web Coated \050SWOP\051 v2)
  /sRGBProfile (sRGB IEC61966-2.1)
  /CannotEmbedFontPolicy /Warning
  /CompatibilityLevel 1.6
  /CompressObjects /Off
  /CompressPages true
  /ConvertImagesToIndexed true
  /PassThroughJPEGImages false
  /CreateJobTicket false
  /DefaultRenderingIntent /Default
  /DetectBlends true
  /DetectCurves 0.0000
  /ColorConversionStrategy /LeaveColorUnchanged
  /DoThumbnails false
  /EmbedAllFonts true
  /EmbedOpenType false
  /ParseICCProfilesInComments true
  /EmbedJobOptions true
  /DSCReportingLevel 0
  /EmitDSCWarnings false
  /EndPage -1
  /ImageMemory 1048576
  /LockDistillerParams false
  /MaxSubsetPct 100
  /Optimize false
  /OPM 1
  /ParseDSCComments true
  /ParseDSCCommentsForDocInfo true
  /PreserveCopyPage true
  /PreserveDICMYKValues true
  /PreserveEPSInfo false
  /PreserveFlatness true
  /PreserveHalftoneInfo false
  /PreserveOPIComments false
  /PreserveOverprintSettings true
  /StartPage 1
  /SubsetFonts true
  /TransferFunctionInfo /Apply
  /UCRandBGInfo /Preserve
  /UsePrologue false
  /ColorSettingsFile ()
  /AlwaysEmbed [ true
  ]
  /NeverEmbed [ true
  ]
  /AntiAliasColorImages false
  /CropColorImages true
  /ColorImageMinResolution 150
  /ColorImageMinResolutionPolicy /OK
  /DownsampleColorImages false
  /ColorImageDownsampleType /Bicubic
  /ColorImageResolution 300
  /ColorImageDepth -1
  /ColorImageMinDownsampleDepth 1
  /ColorImageDownsampleThreshold 1.50000
  /EncodeColorImages false
  /ColorImageFilter /DCTEncode
  /AutoFilterColorImages true
  /ColorImageAutoFilterStrategy /JPEG
  /ColorACSImageDict <<
    /QFactor 0.40
    /HSamples [1 1 1 1] /VSamples [1 1 1 1]
  >>
  /ColorImageDict <<
    /QFactor 0.76
    /HSamples [2 1 1 2] /VSamples [2 1 1 2]
  >>
  /JPEG2000ColorACSImageDict <<
    /TileWidth 256
    /TileHeight 256
    /Quality 15
  >>
  /JPEG2000ColorImageDict <<
    /TileWidth 256
    /TileHeight 256
    /Quality 15
  >>
  /AntiAliasGrayImages false
  /CropGrayImages true
  /GrayImageMinResolution 150
  /GrayImageMinResolutionPolicy /OK
  /DownsampleGrayImages false
  /GrayImageDownsampleType /Bicubic
  /GrayImageResolution 300
  /GrayImageDepth -1
  /GrayImageMinDownsampleDepth 2
  /GrayImageDownsampleThreshold 1.50000
  /EncodeGrayImages true
  /GrayImageFilter /DCTEncode
  /AutoFilterGrayImages true
  /GrayImageAutoFilterStrategy /JPEG
  /GrayACSImageDict <<
    /QFactor 0.40
    /HSamples [1 1 1 1] /VSamples [1 1 1 1]
  >>
  /GrayImageDict <<
    /QFactor 0.76
    /HSamples [2 1 1 2] /VSamples [2 1 1 2]
  >>
  /JPEG2000GrayACSImageDict <<
    /TileWidth 256
    /TileHeight 256
    /Quality 15
  >>
  /JPEG2000GrayImageDict <<
    /TileWidth 256
    /TileHeight 256
    /Quality 15
  >>
  /AntiAliasMonoImages false
  /CropMonoImages true
  /MonoImageMinResolution 1200
  /MonoImageMinResolutionPolicy /OK
  /DownsampleMonoImages false
  /MonoImageDownsampleType /Bicubic
  /MonoImageResolution 1200
  /MonoImageDepth -1
  /MonoImageDownsampleThreshold 1.50000
  /EncodeMonoImages true
  /MonoImageFilter /CCITTFaxEncode
  /MonoImageDict <<
    /K -1
  >>
  /AllowPSXObjects false
  /CheckCompliance [
    /None
  ]
  /PDFX1aCheck false
  /PDFX3Check false
  /PDFXCompliantPDFOnly false
  /PDFXNoTrimBoxError true
  /PDFXTrimBoxToMediaBoxOffset [
    0.00000
    0.00000
    0.00000
    0.00000
  ]
  /PDFXSetBleedBoxToMediaBox true
  /PDFXBleedBoxToTrimBoxOffset [
    0.00000
    0.00000
    0.00000
    0.00000
  ]
  /PDFXOutputIntentProfile (None)
  /PDFXOutputConditionIdentifier ()
  /PDFXOutputCondition ()
  /PDFXRegistryName ()
  /PDFXTrapped /False

  /CreateJDFFile false
  /Description <<


    /CHS <FEFF4f7f75288fd94e9b8bbe5b9a521b5efa7684002000410064006f006200650020005000440046002065876863900275284e8e55464e1a65876863768467e5770b548c62535370300260a853ef4ee54f7f75280020004100630072006f0062006100740020548c002000410064006f00620065002000520065006100640065007200200036002e003000204ee553ca66f49ad87248672c676562535f00521b5efa768400200050004400460020658768633002>
    /CHT <FEFF4f7f752890194e9b8a2d7f6e5efa7acb7684002000410064006f006200650020005000440046002065874ef69069752865bc666e901a554652d965874ef6768467e5770b548c52175370300260a853ef4ee54f7f75280020004100630072006f0062006100740020548c002000410064006f00620065002000520065006100640065007200200036002e003000204ee553ca66f49ad87248672c4f86958b555f5df25efa7acb76840020005000440046002065874ef63002>
    /CZE <>
    /DAN <>
    /ESP <>
    /ETI <>
    /FRA <>



    /HUN <>
    /ITA (Utilizzare queste impostazioni per creare documenti Adobe PDF adatti per visualizzare e stampare documenti aziendali in modo affidabile. I documenti PDF creati possono essere aperti con Acrobat e Adobe Reader 6.0 e versioni successive.)
    /JPN <>
    /KOR <FEFFc7740020c124c815c7440020c0acc6a9d558c5ec0020be44c988b2c8c2a40020bb38c11cb97c0020c548c815c801c73cb85c0020bcf4ace00020c778c1c4d558b2940020b3700020ac00c7a50020c801d569d55c002000410064006f0062006500200050004400460020bb38c11cb97c0020c791c131d569b2c8b2e4002e0020c774b807ac8c0020c791c131b41c00200050004400460020bb38c11cb2940020004100630072006f0062006100740020bc0f002000410064006f00620065002000520065006100640065007200200036002e00300020c774c0c1c5d0c11c0020c5f40020c2180020c788c2b5b2c8b2e4002e>
    /LTH <>
    /LVI <>
    /NLD (Gebruik deze instellingen om Adobe PDF-documenten te maken waarmee zakelijke documenten betrouwbaar kunnen worden weergegeven en afgedrukt. De gemaakte PDF-documenten kunnen worden geopend met Acrobat en Adobe Reader 6.0 en hoger.)
    /NOR <>
    /POL <>
    /PTB <>


    /SKY <>

    /SUO <>
    /SVE <>
    /TUR <>

    /ENU (Use these settings to create high quality Adobe PDF documents suitable for a delightful viewing experience and printing of business documents.  Created PDF documents can be opened with Acrobat and Adobe Reader 7.0 and later.)
    /DEU <>
  >>
>> setdistillerparams
<<
  /HWResolution [600 600]
  /PageSize [595.276 841.890]
>> setpagedevice


